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Antrag des Politischen Departements an den Bundesrat1

Kriegsmaterialausfuhr nach Afrika, Indien und Pakistan

Vertraulich	 Bern, 22. Mai 1969

I. Afrika
1. Im Sinne der ständigen bundesrätlichen Praxis, keine Kriegsmaterial­

exporte nach Gebieten zuzulassen, in denen ein bewaffneter Konflikt herrscht, 
ein solcher auszubrechen droht oder sonstwie gefährliche Spannungen be­
stehen, wurden in den vergangenen Jahren Ausfuhrverbote gegenüber den 
nachstehenden Ländern erlassen2:

1955: Israel und die arabischen Staaten3

1963: Südafrika4

1965: Rhodesien.
Die Gründe, die den Bundesrat dazu bewogen haben, die Ausfuhr von 

Kriegsmaterial nach diesen Ländern zu untersagen, dürfen als bekannt vor­
ausgesetzt werden.

Was Nigeria anbelangt, so besteht gegen dieses Land ein de facto Embargo, 
da mit Ausnahme eines Gesuchs betreffend den Überflug schweizerischen 
Territoriums durch Flugzeuge, die für Nigeria bestimmt waren, nie um Aus­
fuhrbewilligungen nachgesucht wurde.

Im Hinblick auf seine eindeutige Parteinahme zugunsten der arabischen 
Länder im Nahost-Konflikt, unterseht der Sudan seit 1955 ebenfalls einem 
de facto Embargo.

2. Nachdem somit – abgesehen von Nigeria – nicht nur der Süden, sondern
auch der Norden des afrikanischen Kontinents für schweizerische Waffen­
exporte gesperrt sind, stellt sich, nicht zuletzt im Zusammenhang mit den 
jüngsten Vorkommnissen auf dem Kriegsmaterial-Sektor, die Frage, ob es 

1. Antrag: E1004.1#1000/9#747*. 
2. Vgl. dazu DDS, Bd. 23, Dok. 176, dodis.ch/31195.
3. Vgl. dazu DDS, Bd. 20, Dok. 36, dodis.ch/10920. Zur Frage des Kriegsmaterialexports nach
Israel vgl. die Notiz von J. Ruedi vom 26. Oktober 1967, dodis.ch/31710; das Schreiben von
A. Kaech an die Direktion der Pilatus-Flugzeugwerke vom 9. Februar 1968, dodis.ch/33508; 
die Notiz von C. Jagmetti vom 20. März 1968, dodis.ch/33552; das Schreiben von J. Ruedi an 
A. Kaech vom 5. August 1968, dodis.ch/33509; das Schreiben von J. de Stoutz an P. Micheli vom
17. Februar 1969, dodis.ch/33510; das Schreiben von J. Ruedi an A. Kaech vom 25. September
1968 und das Schreiben von J. Ruedi an P. R. Jolles vom 13. Oktober 1969, dodis.ch/33511. Zur 
Spionage-Affäre Frauenknecht vgl. Dok. 173, dodis.ch/33275. Zur Frage des Kriegsmaterial
exports nach Libanon vgl. die Notiz von J. Ruedi vom 28. Oktober 1967, dodis.ch/33505 sowie 
das Schreiben von R. Gächter an H. Walder vom 13. Oktober 1970, dodis.ch/33504. Zur Frage
des Kriegsmaterialexports nach Iran vgl. das Schreiben von C. Weidenmann an A. Guisolan vom 
11. Juli 1969, dodis.ch/33507 und das BR-Prot. Nr. 1759 vom 22. Oktober 1969, dodis.ch/33506. 
Vgl. ferner auch die Notiz von P. Niederberger vom 10. Juli 1967, dodis.ch/33422.
4. Vgl. dazu DDS, Bd. 22, Dok. 187, dodis.ch/30436. Zur Frage des Kriegsmaterialexports nach
Südafrika vgl. auch DDS, Bd. 24, Dok. 147, dodis.ch/33270.
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nicht angezeigt wäre, ganz Afrika mit einem Embargo zu belegen5. Die vom 
Bundesrat am 8. Januar 1969 eingesetzte interdepartementale Arbeitsgruppe6 
hat in ihrer letzten Sitzung dieses Problem geprüft und ist dabei zu folgenden 
Schlüssen gelangt:

3. Die Kriegsmaterialexporte nach den afrikanischen Ländern halten sich, 
wie die nachstehende Übersicht zeigt, in bescheidenem Rahmen:

Jahr	 total in Mio. Fr.	 nach afrikanischen Staaten in Mio. Fr.

1968	 162	 6,7
1967	 121	 5
1966	 90	 0,1
1965	 64	 0,5
1964	 80	 2,1
1963	 105	 16,7	 (davon 16,4 für Südafrika)
1962	 88	 0,4
1961	 58	 0,75
1960	 60	 0,8

Nachdem die wichtigeren potentiellen Absatzmärkte wie Südafrika und 
die arabischen Staaten für Kriegsmaterial-Exporte bis auf weiteres ohnehin 
ausgeschaltet sind, würde die Ausdehnung des Embargos auf ganz Afrika für 
unsere Industrie kaum schwerwiegende Konsequenzen zeitigen.

4. Auch vom politischen Standpunkt aus betrachtet, wäre eine vollstän­
dige Sperre, wie sie etwa von Schweden gehandhabt wird, zu verantworten. 
Die Problematik von Kriegsmaterial-Lieferungen nach Ländern, die mit 
Entwicklungshilfe bedacht werden und in denen immer wieder humanitärer 
Beistand erforderlich ist, erscheint in der Tat in keiner Weltgegend als so 
schwerwiegend wie gerade in Afrika. Das Beispiel Nigeria/Biafra7 zeigt dies 
mit aller Deutlichkeit.

5. Anderseits besteht zur Zeit kein unmittelbarer Anlass für eine ganz 
Afrika umfassende Ausfuhrsperre. Auch sollte davon Abstand genommen 
werden, ein Embargo über ganze Kontinente zu verhängen, da dies in der 
Öffentlichkeit leicht zu unerwünschten Kontroversen führen könnte, indem 
etwa die Frage aufgeworfen würde, warum, wenn schon Afrika mit einem 
Embargo belegt wird, ein solches nicht auch gegenüber Asien8 oder dem 
südamerikanischen Kontinent9 verhängt werden sollte, wo sich ebenfalls 

5. Vgl. dazu auch das BR-Beschlussprot. II der 14. Sitzung vom 2.  April 1969, 
E1003#1994/26#12*.
6. Vgl. dazu BR-Prot. Nr. 6 vom 8. Januar 1969, E1004.1#1000/9#742*.
7. Zum illegalen Kriegsmaterialexport der Oerlikon-Bührle AG u.  a. auch nach Nigeria 
vgl. Dok. 118, dodis.ch/33266 und Dok. 132, dodis.ch/33268. Zur Schweizer Beteiligung an 
der IKRK-Mission in Nigeria vgl. Dok. 136, dodis.ch/3351.
8. Zur Frage des Kriegsmaterialexports nach den USA und dem Risiko eines Einsatzes in 
Vietnam vgl. Dok. 43, dodis.ch/33141.
9. Zur Frage des Kriegsmaterialexports nach Chile und Argentinien vgl. das Schreiben von 
R.  Dürr an P.  R.  Jolles vom 4.  März 1968, dodis.ch/33574; die Notiz von C.  Jagmetti vom 
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periodisch Unruhen und Umstürze zu ereignen pflegen. Die Schaffung eines 
Präzedenzfalls, dessen Anwendung auf andere Kontinente oder Weltgegen­
den für unsere Industrie weit schwerwiegendere Folgen haben müsste als 
für Afrika, sollte daher vermieden werden.

6. Wenn somit die Verhängung eines Waffenausfuhr-Embargos über ganz 
Afrika aus prinzipiellen Erwägungen als nicht angebracht erscheint, so sollten 
wenigstens diejenigen Staaten, die sich in unmittelbarer Nachbarschaft von 
kriegs- oder konfliktbeherrschten Gebieten befinden oder sonstwie mit diesen 
in Beziehung stehen, mit einem de facto Embargo belegt werden. Es sind dies 
die folgenden:
a)	 Für den Krisenherd Rhodesien: Mozambique, Tansania und Zambia10 (für 

welches in letzter Zeit Ausfuhrbewilligungen ohnehin nicht mehr erteilt 
worden sind);

b)	 für den Krisenherd Nigeria/Biafra: Niger, Dahomey, Gabon;
c)	 die portugiesischen Überseegebiete Angola, Mozambique11 und port. 

Guinea, sowie der an Angola angrenzende Kongo-Kinshasa, resp. das port. 
Guinea benachbarte Guinea.
ad a) Mit Beschluss vom 17.  Dezember 1965 hat der Bundesrat gegen 

Rhodesien ein Kriegsmaterialausfuhr-Embargo12 verhängt. Er tat dies unter 
dem Eindruck der wenige Tage zuvor erfolgten einseitigen Unabhängigkeits­
erklärung des Regimes Jan Smith, sowie der vom Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen gegen Rhodesien ergriffenen Sanktionsmassnahmen. Diese wurden 
in der Folge verschiedentlich verschärft und gipfelten am 29. Mai vorigen Jahres 
in der Verhängung eines totalen Wirtschafts- und Dienstleistungs-Embargos13. 
Es ist eine unbestrittene Tatsache, das Rhodesien seine Wirtschaft nur dank 
massiven Zulieferungen durch die den Boykott des Sicherheitsrates missach­
tenden Nachbarländer Südafrika und Mozambique am Leben erhalten kann; 
anderseits operieren sowohl von Sambia als auch von Tansania aus Unter­
grundorganisationen (FRELIMO) gegen Rhodesien, deren erklärtes Ziel 
es ist, das weisse Minderheitsregime in Salisbury zu Fall zu bringen. Zu ihrer 
Bekämpfung sind wiederholt rhodesische, ja sogar südafrikanische Ordnungs­
kräfte eingesetzt worden. Eine Abschwächung dieser latenten Krisenlage ist 
vorläufig nicht abzusehen.

ad b) Gegen Nigeria wurde, wie erwähnt, am 28. April 1967 ein de facto 
Kriegsmaterial-Embargo14 verhängt. Die Folgen des blutigen Bürgerkriegs 
haben sich inzwischen auch auf gewisse Nachbarländer ausgewirkt. So besteht 

14. November 1968, dodis.ch/33575 sowie die Notiz von C. Jagmetti vom 29. November 1968, 
dodis.ch/33572. Zum Besuch von D. Bührle in Argentinien vgl. das Schreiben von M. Gelzer 
an A. Janner vom 7. Februar 1969, dodis.ch/33582.
10. Vgl. dazu das Schreiben von M.  Gelzer an H.  K.  Frey vom 7.  Februar 1969, dodis.ch/ 
33566.
11. Zur Frage des Exports von Pilatus-Flugzeugen nach Mozambique vgl. das Schreiben von 
J. Etter an P. Micheli vom 4. Oktober 1967, dodis.ch/33568.
12. BR-Prot. Nr. 2189 vom 17. Dezember 1965, dodis.ch/31953.
13. Zu den UNO-Sanktionen betreffend Rhodesien vgl. Dok. 171, dodis.ch/30859.
14. Vgl. dazu das Schreiben von M. Gelzer an die Handelsabteilung und die Direktion der 
Militärverwaltung vom 28. April 1967, E2001E#1980/83#3506* (B.51.14.21.20).
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der dringliche Verdacht, dass Geschütze der Werkzeugmaschinenfabrik Oerli­
kon von Niger nach Nigeria gelangt sind15. Anderseits sollen von Gabon aus 
beträchtliche Waffenlieferungen nach Biafra erfolgen. Auch Dahomey dürfte in 
jüngster Zeit in vermehrtem Masse in das Waffengeschäft einbezogen worden 
sein. Der Einschluss dieser drei Randstaaten in das Nigeria-Embargo erscheint 
daher als angezeigt.

ad c) Die politische Spannung in den portugiesischen Besitzungen in 
Afrika hat sich in letzter Zeit ebenfalls erheblich verstärkt. Wenn es auch den 
untereinander uneinigen «Befreiungsbewegungen» bisher scheinbar nicht 
gelungen ist, grössere Gebiete unter ihre Kontrolle zu bringen, so nimmt doch 
die Guerilla-Tätigkeit in Angola, Mozambique und port. Guinea ständig zu. Es 
ist ein offenes Geheimnis, dass die in Angola operierenden Rebellen teils im 
Kongo ausgebildet werden, teils von dort beträchtliche materielle Unterstüt­
zung empfangen. Ähnliches gilt von Guinea, welches seinerseits aufrührerische, 
gegen port. Guinea gerichtete Bewegungen schürt. Aus diesen Gründen dürfte 
es angezeigt sein, das Kriegsmaterial-Embargo auch auf den Kongo-Kinshasa 
und Guinea auszudehnen.

Mit zwei der oben genannten Staaten, resp. ihren Überseegebieten sind 
zur Zeit noch Kriegsmaterialausfuhr-Gesuche hängig; sie sind Gegenstand 
der beigehefteten Notiz16.

II. Indien und Pakistan
Im September 1965 beschloss der Bundesrat im Hinblick auf die Entwick­

lung des Kriegs um Kaschmir, jede Ausfuhr von Kriegsmaterial nach Indien 
und Pakistan zu untersagen17. Nachdem es den beiden Konfliktparteien ge­
lungen war, an der Konferenz von Taschkent ihre Differenzen zu bereinigen, 
wurde dieses Ausfuhrverbot im Mai 196618 mit gewissen Vorbehalten wieder 
aufgehoben.

Im Zusammenhang mit einem von Schweden gegen die beiden Staaten 
erlassenen Embargo ist die Frage nun erneut aufgeworfen worden. Nach 
Auffassung der Arbeitsgruppe besteht jedoch gegenwärtig keine Veranlassung, 
auf den Beschluss vom 10. September 1965 zurückzukommen. Weder haben 
sich die innerpakistanischen Unruhen zu einer eigentlichen Krise ausgeweitet, 
noch ist in den aussenpolitischen Beziehungen zwischen Pakistan und Indien 
eine Verschlechterung eingetreten, die den Erlass eines neuerlichen Embargos 
rechtfertigen würde.

Gestützt auf diese Überlegungen beehrt sich das Politische Departement 
im Einvernehmen mit dem Militärdepartement dem Bundesrat zu

beantragen
1. Vom Erlass eines Kriegsmaterial-Embargos gegenüber ganz Afrika wird 

Abstand genommen. Hingegen wird, abgesehen von den bereits bestehenden de 

15. Vgl. Anm. 7.
16. Notiz des Politischen Departements über die hängigen Gesuche betr. Niger und Portugal, 
E 5001(G) 1982/19 Bd. 138 (793.24).
17. BR-Prot. Nr. 1529 vom 10. September 1965, dodis.ch/30898. Vgl. ferner DDS, Bd.  23, 
Dok. 152, dodis.ch/30895, bes. Anm. 4.
18. BR-Prot. Nr. 909 vom 6. Juni 1966, E1004.1#1000/9#711*.
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facto Embargos betreffend Nigeria und Sudan, der Export von Kriegsmaterial 
bis auf weiteres nach den folgenden afrikanischen Ländern untersagt:

Sambia, Tansania, Niger, Gabon, Dahomey, Angola, Mozambique, port. 
Guinea, Guinea und Kongo-Kinshasa.

2. Für Kriegsmaterial-Exporte nach Indien und Pakistan können im Rahmen 
des Bundesratsbeschlusses vom 28. März 194919 über das Kriegsmaterial nach 
wie vor Bewilligungen erteilt werden20.

19. BR-Prot. Nr. 641 vom 28. März 1949, dodis.ch/6460
20. Der Antrag wurde vom Bundesrat ohne Änderungen angenommen. Vgl. das BR-Prot. 
Nr. 939 vom 2. Juni 1969, dodis.ch/33261.
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